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INTERPELLATION vom 16.3.2017

1./4. Das System zur Anerken-
nung von Berufsqualifikationen
der EU oder der Efta (…) beruht
auf Mindestkriterien für die uni-
versitäre Aus- oder Weiterbil-
dung. Die Schweiz kann die Aner-
kennung eines in einem EU- oder
Efta-Staat erworbenen Diploms
oder Weiterbildungstitels nicht
von einer zusätzlichen Prüfung
abhängig machen. Auf die gleiche
Weise werden die Berufsqualifi-
kationen von Schweizer Ärztin-
nen und Ärzten in der EU/Efta
 automatisch anerkannt, ohne
dass eine Kenntnis des Gesund-
heitssystems des Aufnahmelan-
des verlangt werden darf. Es ist
Sache der Kantone, Personen mit
universitären Medizinalberufen
die Bewilligung zur selbstständi-
gen Berufsausübung nach Prü-
fung der persönlichen  Voraus -
setzungen (Vertrauenswürdigkeit
usw.) und der beruflichen Vor -
aussetzungen (ethisches Berufs-
verhalten usw.) zu erteilen. Die
Kantone sind auch dafür zustän-
dig zu überprüfen, ob diese Per-
sonen sich an ihre Berufspflich-
ten gemäss Artikel 40 MedBG
halten. Wenn die Qualität der Pa-

tientenbetreuung nicht gewähr-
leistet ist, können die kantonalen
Stellen unabhängig von der Her-
kunft der betroffenen Fachper-
son eingreifen.
2. In den Spitälern üben Perso-
nen mit universitären Medizinal-
berufen ihre Tätigkeit grundsätz-
lich unter fachlicher Aufsicht aus.
Bei allen Personen, die einen uni-
versitären Medizinalberuf unter
fachlicher Aufsicht ausüben, ist
der Arbeitgeber (z.B. Spital, Ge-
meinschaftspraxis) für die Über-
prüfung der erforderlichen  Kri -
terien bei der Einstellung und
während der Vertragsdauer ver-
antwortlich. 
3. Ärzte und Ärztinnen, die nach
drei Jahren den eidgenössischen
Weiterbildungstitel Praktischer
Arzt/Praktische Ärztin erworben
haben, können ihren Beruf
selbstständig ausüben. Auslän-
dische Ärztinnen und Ärzte mit
einer spezifischen dreijährigen
Ausbildung in Allgemeinmedizin
haben dieselben Rechte und
Pflichten. Auf der Grundlage von
Artikel 55a des KVG hat der Bun-
desrat jedoch in der entspre-
chenden Verordnung Höchstzah-

len für die zur Tätigkeit zulasten
der obligatorischen Krankenpfle-
geversicherung zugelassenen
Ärztinnen und Ärzte pro Kanton
und Fachgebiet festgelegt. Diese
Höchstzahlen gelten nicht für
Ärztinnen und Ärzte, die mindes-
tens drei Jahre an einer aner-
kannten schweizerischen Weiter-
bildungsstätte gearbeitet haben.
Die meisten Kantone wenden
diese Obergrenzen an, obwohl sie
nicht dazu verpflichtet sind. Am
17. Juni 2016 hat das Parlament
diese Massnahme bis zum
30. Juni 2019 verlängert.
5. Artikel 53 der Richtlinie
2005/36/EG hält als Grundsatz
fest, dass Personen, deren
 Berufsqualifikationen anerkannt
werden, über die Sprachkennt-
nisse verfügen müssen, die zur
Ausübung ihrer Berufstätigkeit
im Aufnahmemitgliedstaat erfor-
derlich sind. Die Statistik zu den
anerkannten ausländischen Di-
plomen zeigt, dass 80 Prozent der
anerkannten Titel aus Nachbar-
staaten der Schweiz stammen.
Somit sprechen deren Inhaberin-
nen und Inhaber eine Landes-
sprache. Mit der Revision des

MedBG, die am 1. Januar 2018 in
Kraft tritt, werden die entspre-
chenden Bestimmungen noch
verschärft: Alle Sprachkennt-
nisse müssen im Medizinalberu -
feregister erfasst sein. Der Ar-
beitgeber muss überprüfen, ob
die Personen, die einen universi-
tären Medizinalberuf ausüben,
über die erforderlichen Sprach-
kenntnisse verfügen. Der Kanton
muss prüfen, ob die Gesuchstel-
lerinnen und Gesuchsteller über
die Kenntnisse einer Amtsspra-
che des Kantons verfügen, die zur
privatwirtschaftlichen Berufs-
ausübung in eigener fachlicher
Verantwortung erforderlich sind.
Der Arbeitgeber und die kanto-
nale Gesundheitsbehörde tragen
somit einen Teil der Verantwor-
tung.
6. Der Bundesrat ist der Ansicht,
dass die Kontrollen, welche die
kantonalen Behörden durchfüh-
ren können, wenn beispielsweise
ein Arzt – ob Schweizer oder Aus-
länder – sich nicht an seine Be-
rufspflichten hält, ausreichend
sind, um die Qualität der Leistun-
gen im Gesundheitswesen zu ge-
währleisten.

Stellungnahme des Bundesrates vom 24.5.2017 (leicht gekürzt)

Ist die Ausbildung von ausländischen
Ärztinnen und Ärzten ausreichend, um eine
hochwertige Behandlung der Patientinnen und
Patienten in der Schweiz zu gewährleisten?
Die Interpellation von Alice Glauser-Zufferey haben wir in ARS MEDICI 12/17 vorgestellt.
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